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Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der

Länder wird der Anwendungserlass zur Abgabenordnung vom 3!. Januar2014 (BStBI 1

S.290), der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 27. September2019 (BStBI 1 S.946)

geändert worden ist, mit sofortiger Wirkung wie folgt geändert:

1. In Nummer 1.4 des AEAO zu § 30 wird das Klammerzitat „(vgl. AEAO zu § 30,

Nr. 10)“ durch das Klammerzitat „(vgl. AEAO zu § 30, Nr. 13)“ ersetzt.

2. Der AEAO zu § 31a wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2.3 wird wie folgt gefasst:

„2.3 Zuständige Stellen

Zuständig rür die Prüfung und Bekämpfung von illegaler Beschäftigung nach Nr. 2.1

des AEAO zu § 31 a und Schwarzarbeit nach Nr. 2.2 lfd. Nr. 1 und 2 des AEAO zu

§ 31 a sind die Behörden der Zollverwaltung, Arbeitsbereich Finanzkontrolle

Schwarzarbeit (FKS). Die FKS prüft auch, ob Verstöße gegen Mitteilungspflichten
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nach Nr. 2.2 lfd. Nr.3 des AEAO zu § 3la vorliegen, sofern diese Mitteilungs
pflichten Sozialleistungen nach dem 5GB 11, dem 5GB III oder Leistungen nach dem
Altersteilzeitgesetz betreffen; für Sozialleistungen nach dem SGB 1 sind diejeweiligen
Leistungs- bzw. Subventionsgeber zuständig (vgl. AEAO zu § 3 ja, Nr. 4.2). Für die
Verfolgung und Ahndung von Verstößen gegen die in Nr. 2.2 lfd. Nr. 4 und 5 des
AEAO zu § 31a aufgeführten Pflichten sind die nach Landesrecht zuständigen
Behörden zuständig ( 2 Abs. 3 SchwarzArbG). Die Prüfung der Erfüllung steuer
licher Pflichten obliegt gern. § 2 Abs. 2 Satz 1 SchwarzArbG weiterhin den Landes
finanzbehörden. Die FKS ist gern. § 2 Abs. 2 Satz 2 SchwarzArbG zur Mitwirkung an
diesen Prüfungen berechtigt. Unabhängig davon prüft die FKS gern. § 2 Abs. 1 Satz 2
SchwarzArbG zur Erfüllung ihrer Mitteilungspflichten nach § 6 Abs. l Satz l i. V. m.
Abs. 4 Nr. 4 SchwarzArbG, ob Anhaltspunkte dafür bestehen, dass steuerlichen
Pflichten aus Dienst- und Werkleistungen nicht nachgekommen wurde. Gemäß § 2
Abs. 1 Nr.6 SchwarzArbG i. V. rn. § 21 Abs. 1 Nr.9 MiLoG. § 23 Abs. 1 Nr. l
AEntG sowie § 16 Abs. l Nr. 7b AÜG führt die FKS auch Ordnungswidrigkeiten-
verfahren wegen Verstößen gegen die Verpflichtung zur Entrichtung des Mindest
lohnes. Ergeben sich bei der Prüfung der FKS Anhaltspunkte für Verstöße gegen die
Steuergesetze, so unterrichtet die FKS hierüber die zuständigen Finanzbehörden

( 6 Abs. 4 Nr. 4 SchwarzArbG). Zur Durchführung des SchwarzArbG rührt die FKS
eine zentrale Prüfungs- und Ertnittlungsdatenbank ( 16 SchwarzArbG). Den
Landesfinanzbehörden wird auf Ersuchen Auskunft aus der zentralen Datenbank
erteilt zur Durchrührung eines Steuerstraf- oder Steuerordnungswidrigkeitenverfahrens
und für die Besteuerung, soweit sie irn Zusamrnenhang mit der Erbringung oder der
Vortäuschung der Erbringung von Dienst- oder Werkleistungen steht ( 17 Abs. 1
Nr. 4 SchwarzArbG). Soweit durch eine Auskunft die Gefährdung des Untersuchungs
zwecks eines Ermittlungsverfahrens zu besorgen ist, kann die rür dieses Verfahren
zuständige Behörde der Zollverwaltung oder die zuständige Staatsanwaltschaft
anordnen. dass hierzu keine Auskunft erteilt werden darf( 17 Abs. 1 Satz 2
SchwarzArbG). § 478 Abs. 1 Satz 1 und 2 StPO findet Anwendung. wenn die Daten
Verfahren betreffen, die zu einem Strafverfahren gerührt haben ( 17 Abs. 1 Satz 3
SchwarzArbG).“

b) In Nummer 2.4 werden die Wörter 5 Nr. 1 -3 AEntG“ durch die Wörter „ 5 Satz 1
Nr. 1 bis 3 AEntG“ ersetzt.



SefteS 3• Der AEAO zu § 55 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nummer 9 wird folgende neue Nummer 10 eingerügt:

„10 Veräußert ein steuerpflichtiger Anteilseigner seine Anteile an einer steuer-

begünstigten Kapitalgesellschaft an einen steuerbegünstigten Erwerber liegt

regelmäßig eine Mittelfehlverwendung im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO vor,

wenn der Veräußerungspreis über dem Wert der eingezahlten Kapitalanteile und

dem gemeinen Wert der Sacheinlagen der Anteile liegt (vgl. BFH-Beschluss

vom 12.10.20 10, 1 R 59/09, BStBI 2012 II S.226).“

b) Die bisherigen Nummern 10 bis 32 werden die neuen Nummern II bis 33.

4. Im AEAO zu § 67a werden in den Nummern 27, 32, 33 und 34 die Wörter „400 €“ durch

die Wörter „450 €“ ersetzt und in der Nummer 33 werden die Wörter „4.800 €“ durch die

Wörter „5.400 €“ ersetzt.

5. Der AEAO zu § 68 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. Unter die Begriffe „Alten-, Altenwohn- und Pflegeheime“ fallen Einrichtungen,

die gegenüber denen in § 53 Nr. 1 AO genannten Personen Leistungen der

Pflege oder Betreuung sowie der Wohnraumüberlassung erbringen und bei

denen die Verträge über die Überlassung von Wohnraum und über die Erbrin

gung von Pflege- oder Betreuungsleistungen voneinander abhängig sind (siehe

§ 1, 2 WBVG). Eine ftir die Allgemeinheit zugängliche Cafeteria ist ein steuer

pflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb. Für Körperschaften, die nicht die

Voraussetzungen des § 68 Nr. 1 Buchstabe a AO errüllen, kommt eine

Förderung unter den Voraussetzungen des § 66 AO in Betracht.“

b) Nach Nummer 14 wird die Überschrift „Zu § 68 Nr. 9 AO:“ durch die Überschrift „Zu

§ 68 Nr. 8 AO:“ ersetzt.

c) Nach Nummer 15 wird folgende Überschrift neu eingefügt:

„Zu § 68 Nr.9 AO:“



See4 6. Der AEAO zu § 73 wird wie folgt geändert:

a) Nummern 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„1. Art der Haftung und Haftungsschuldner

§ 73 AO begründet eine persönliche Haftung, die nicht gegenständlich
beschränkt ist. Sie ist sachlich beschränkt auf die Steuern und die Ansprüche auf
Erstattung von Steuervergütungen, für welche die Organschaft von Bedeutung
ist.

Haftungsschuldner ist nach § 73 Satz 1 AO die Organgesellschaft. Bei mehr
stufigen Organschaftsverhältnissen haften die (nachrangigen) Organgesell
schaften der „obersten“ Organgesellschaft ebenfalls für die Steuern des
‚.obersten“ Organträgers, für welche die Organschaft zwischen der ‚.obersten“
Organgeseilschaft und dem ‚.obersten“ Organträger steuerlich von Bedeutung ist

( 73 Satz 2 AO). Sind die nachrangigen Organgesellschaften wiederum selbst
Organträger, haften nach § 73 Satz 2 AO auch ihre eigenen Organgesellschaften
sowie ggf. deren (ebenfalls nachrangige) Organgesellschaften. Zur Anwendung
siehe Nr. 4 des AEAO zu § 73.

Der Organträger und alle nach § 73 Satz 1 und 2 AO in Haftung genommenen
Organgesellschaften sind Gesamtschuldner, weshalb die Leistung eines Steuer-
oder Haftungsschuldners zugleich schuldbefreiend für alle anderen Gesamt-
schuldner wirkt.

2. Haftungsvoraussetzungen

Tatbestandliche Voraussetzung für die Haftung ist das Bestehen eines Organ
schaftsverhältnisses nach den jeweiligen Sieuergesetzen (* 14ff. KStG, § 2
Abs. 2 GewStG sowie § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG).

Der Erlass eines Haftungsbescheides nach § 73 Satz 2 i. V. m. Satz 1 AO setzt
das Vorliegen der Tatbestandsmerkmale einer Haftung der „obersten“ Organ-
gesellschaft für die haftungsrelevanten Steuern des „obersten“ Organträgers
nach § 73 Satz 1 AO voraus. Eine tatsächliche Inanspruchnahme der „obersten“
Organgeseilschaft ist daher nicht erforderlich.“

b) Im dritten Absatz der Nummer 3.1 werden nach den Wörtern „Eine Begrenzung der
Haftungsinanspruchnahme einer‘ die Wörter ‚.(gf. nachrangigen)‘ eingefügt und
nach dem dritten Absatz folgender neuer Absatz 4 eingefügt:



S&te5 „Die vorstehenden Grundsätze gelten für Ansprüche auf Erstattung von

Steuervergütungen, für welche die Organschaft(-en) von Bedeutung ist (sind),

entsprechend ( 73 Satz 3 AO).“

c) Nach Nummer 3.3 werden folgende neuen Nummern 3.4 und 4 eingefligt:

„3.4 Mehrstufige Organschaftsverhältnisse

Bei mehrstufigen Organschaftsverhältnissen haften alle Organgesellschaften

(das heißt die „obersten“ Organgesellschaften und, falls diese ihrerseits

Organträgerinnen sind, auch alle nachrangigen Organgesellschaften) neben

einander dem Grunde nach für alle Steuern, die im gesamten Organkreis

verursacht worden sind. Im Rahmen der Ermessensausübung soll die Haftung

aber grundsätzlich auf die jeweils im eigenen Betrieb oder im Betrieb der in

gerader Linie vorgehenden Organträger verursachten Steuern beschränkt

werden. Die in Nr. 3.1 bis 3.3 des AEAO zu § 73 dargestellten Grundsätze

gelten hierbei entsprechend und sind dabei aufjeder Stufe der mehrstufigen

Organschaft individuell anzuwenden.

Bei der Umsatzsteuer sind mehrstufige Organschaftsverhältnisse ausgeschlossen.

4. Erstmalige Anwendung des § 73 Satz 2 AO n.F.

§ 73 Satz 2 AO i. d. F. des Gesetzes vom 12.12.2019 (BGBI. IS.2451) ist nach

Art. 97 § II Abs. 4 EGAO erstmals anzuwenden, wenn der haftungs

begründende Tatbestand nach dem 17.12.2019 verwirklicht worden ist.

Haftungsbegründender Tatbestand ist die Entstehung der Steuerschuld bzw. die

Entstehung des Anspruchs auf Erstattung von Steuervergütungen, für die die

„oberste“ Organgesellschaft haftet (Primärschuld) und das gleichzeitige

Bestehen der Organschaft zwischen der „obersten“ Organgesellschaft und ihren

nachrangigen Organgesellschaften.“

7. Nach Nummer 1.5 des AEAO zu § 87a wird folgende neue Nummer 1.6 eingefügt:

‚.1.6 Bei der elektronischen Übermittlung von Daten, die dem Steuergeheimnis

unterliegen, muss die Finanzbehörde grundsätzlich ein geeignetes Verfahren zur

Verschlüsselung einsetzen. Eine unverschlüsselte Datenübermittlung dem

Steuergeheimnis unterliegender Daten durch eine Finanzbehörde ist nur zulässig,

1. soweit alle betroffenen Personen in die unverschlüsselte Übermittlung

eingewilligt haben ( 87a Abs. 1 Satz 3 2. Halbsatz AO) oder



SeiteG 2. wenn der Adressat über die Bereitstellung von Daten zum Abruf oder tibet
den Zugang elektronisch an die Finanzbehörden übermittelter Daten

benachrichtigt wird ( 87a Abs. 1 Satz 5 AO).

In den Fällen der Nr. 1 müssen alle Personen, über die der Datensatz personen-
bezogene Informationen enthält, in die unverschlüsselte Übermittlung einge
willigt haben. Dazu müssen sie ausdrücklich darüber informiert worden sein,
dass mit einer unverschlüsselten Übermittlung ihrer personenbezogenen Daten
über das Internet Risiken einhergehen. Die Einwilligung muss schriftlich und
freiwillig erfolgt sein; sie ist jederzeit mit Wirkung rür die Zukunft widerrufbar.
Die schriftliche Einwilligung erfordert eine eigenhändige Unterschrift aller
betroffenen Personen und die Übermittlung der Einwilligung an die zuständige
Finanzbehörde per Post, Telefax oder eingescannt per E-Mail (vgl. Nr. 7 des
AEAO zu § 46). Die Finanzbehörde muss das Vorliegen der schriftlichen
Einwilligung in die unverschlüsselte Datenübermittlung nachweisen können.“

8. In Nummer 3 des AEAO zu § 117 wird das Klammerzitat ..(BMF-Schreiben vom
23.11.2015, BStBI 1 5. 928)“ durch das Klammerzitat ‚.(BMF-Schreiben vom 29.5.2019,
BStBI 1 5. 480)“ ersetzt.

9. Satz 1 der Nummer 4 des AEAO vor § 130, 131 wird wie folgt gefasst:

„In Fällen der Korrektur von Verspätungszuschlagfestsetzungen infolge von Korrekturen
der Steuerfestsetzung, der Feststellung von Besteuerungsgrundlagen oder der Anrech
nung von Vorauszahlungen oder Steuerabzugsbeträgen gilt § 152 Abs. 12 AO (AEAO zu

§ 152, Nr. 12).“

10. Der AEAO zu § 149 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Text wird die neue Nummer 1.

b) Nach der neuen Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingerügt:

„2. Ordnet die Finanzbehörde in einem der in § 149 Abs. 4 Satz 1 AO genannten
Katalogfälle die Abgabe der Steuererklärung vor Ablauf der Frist nach § 149
Abs. 3 AO an, ist eine über die Nennung des jeweils errüllten Tatbestandes

hinausgehende Begründung der Anforderung nicht erforderlich. Durch die
gesetzliche Aufzählung in § 149 Abs. 4 Satz 1 AO ist eine Vorabanforderung rür
den Steuerpflichtigen und seinen Beraterjeweils vorhersehbar. Da der Gesetz
geber zudem bei der nicht vorhersehbaren automationsgestützten Zufallsauswahl



Seo7 nach § 149 Abs. 4 Satz 3 AO ausdrücklich eine individuelle Begründung der

Ermessensentscheidung für verzichtbar erklärt, ist eine individuelle Begründung

der Ermessensentscheidung in den Fällen des § 149 Abs. 4 Satz l AO erst recht

nicht geboten. Vorabanforderungen von Steuererklärungen nach § 149 Abs. 4

Satz 1 AO sind insoweit mit Prüfungsanordnungen in den Fällen des § 193

Abs. 1 AO vergleichbar. In diesen Fällen ist eine über die Nennung des

Tatbestandes hinausgehende Begründung regelmäßig nicht erforderlich

(ständige Rspr.; vgl. u. a. BFH-Urteil vom 29.10.1992,1V R47/91, BFHINV

1993 5. 149, m. w. N.).“

II. Der AEAO zu § 150 wird wie folgt neu gefasst:

..AEAO zu § 150 - Form und Inhalt der Steuererklärungen:

1. Zu den Grundsätzen für die Verwendung von Steuererklärungsvordrucken vgl.

BMF-Schreiben vom 3.4.20 12. BStBI lS.522. Zur elektronischen Übermittlung

von Steuererklärungen vgl. § 87a Abs. 6. § 87b Abs. 1 und 2 und § 87d AO.

2. Die Umsatzsteuer-Jahreserklärung ist eine Steueranmeldung i. 5. d. § 150 Abs. 1

Satz 3 AO, da der Unternehmer nach § 18 Abs. 3 UStG nach Ablauf eines

Kalenderjahres eine Umsatzsteuererklärung abzugeben hat, in der er die

Umsatzsteuer oder den Überschuss selbst berechnen muss. Das Gleiche gilt für

Umsatzsteuer-Voranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen. Wegen der

Festsetzung der Steuer bei einer Steueranmeldung vgl. AEAO zu § 167, wegen

der Wirkung einer Steueranmeldung vgl. AEAO zu § 168.

3. Hat die Steuerverwaltung Daten. die ihr von mitteilungspflichtigen Stellen nach

Maßgabe des § 93c AO übermittelt wurden, mangels abweichender Angaben des

Steuerpflichtigen bei der Steuerfestsetzung unverändert übernommen, ist der

Steuerpflichtige für die Richtigkeit dieser Daten nicht verantwortlich ( 150

Abs. 7 Satz 2 AO). Gleiches gilt bei der Nutzung der sogen. vorausgerüllten

(elektronischen) Steuererklärung. soweit der Steuerpflichtige keine abweichen

den Angaben gemacht hat. Wegen der Korrekturmöglichkeit in diesen Fällen

vgl. § 175b AO.“

12. Der AEAO zu § 152 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nummer 4.3 wird folgende neue Nummer 4.4 eingefügt:



Seiiefi ‚.4.4 § 152 Abs. 2 AO gilt in den Fällen des § 16 Abs. 3, § 18 Abs. 3 Satz 2 UStG
nur, wenn die Erklärung nicht binnen 14 Monaten nach Ablauf des Kalender-
jahres abgegeben worden ist. Bei einer Fristüberschreitung von mehr als 14
Monaten nach Ablauf der besonderen Erklärungsfrist nach § 18 Abs. 3 UStG
soll grundsätzlich ein Verspätungszuschlag nach § 152 Abs. 1 AO festgesetzt
werden.

Beispiel:

Die Untemehmereigenschaft endet am 31.7.01. Die Erklärung ist nach § 16
Abs. 3. § 18 Abs. 3 Satz 2 USiG bis zum 31.2.01 abzugeben. Wird die
Erklärung nach dem 31.10.02 und vor dem 1.3.03 abgegeben, ist bei
Anwendung des § 152 Abs. 1 AO das Ermessen auf Null reduziert. Wird die
Erklärung nach dem 28.2.03 oder überhaupt nicht abgegeben, ist § 152
Abs. 2 AO anzuwenden.“

b) Der zweite Absatz der Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

„Für den Fall, dass mehrere Personen zur Abgabe ein und derselben Steuererklärung
verpflichtet sind, vgl. § 152 Abs. 4 AO. In ZusammenveranlagungsPällen ist der
Verspätungszuschlag grundsätzlich gegen beide Ehegatten oder Lebenspartner
festzusetzen.“

c) Der erste Aufzählungspunkt der Nummer 9 wird wie folgt gefasst:

„- bei nicht beratenen Steuerpflichtigen der Ablauf der allgemeinen Erklärungsfrist

( 149 Abs. 2 AO),“

d) Nummer lt wird wie folgt gefasst:

‚.11. Festsetzung, Fälligkeit, Verjährung
Der Verspätungszuschlag ist eine steuerliche Nebenleistung ( 3 Abs. 4 AO). Er
entsteht mit der Bekanntgabe seiner Festsetzung (* 124 Abs. 1 AO) und wird mit
Ablauf der gesetzten Frist Fällig (* 220 Abs. 2 AO). 1. d. R. ist dies - wegen der
grundsätzlich vorzunehmenden Verbindung mit dem Steuerbescheid ( 152
Abs. 11 Satz 1 AO) - die Zahlungsfrist ffir die Steuer. Sofern der Verspätungs
zuschlag ausnahmsweise durch eigenständigen Verwaltungsakt festgesetzt wird
(z. 8. bei verspäteter Abgabe einer Steueranmeldung. § 167 AO). ist auch eine
gesonderte Zahlungsfrist Für den Verspätungszuschlag einzuräumen.



Seito9 Wird der Verspätungszuschlag bei verspäteter Abgabe einer Steueranmeldung

( 168 AO) zeitnah durch eigenständigen Verwaltungsakt festgesetzt, bedarf es

hierbei i. d. R. keiner besonderen Begründung ( 121 Abs. 2 Nr. 2 AO).

Wegen der Verjährung des Verspätungszuschlags wird auf § 228 AO, wegen der

Haftung rür Verspätungszuschläge auf § 69 ff. AO hingewiesen.“

e) Nummer 12 wird wie folgt gefasst:

„12. Korrektur von Verspätungszuschlagsfestsetzungen

§ 152 Abs. 12 AO ordnet die Korrektur einer Verspätungszuschlagfestsetzung

für den Fall an, dass der zugrundeliegende Bescheid aufgehoben oder korrigiert

wird und dies Auswirkungen auf die 1-löhe des Verspätungszuschlags hat. Bei

Steueranmeldungen i. S. d. § 152 Abs. 8 AO ist eine Änderung eines

Verspätungszuschlags nach § 152 Abs. 12 Satz 2 AO vorzunehmen, soweit der

bisher festgesetzte Verspätungszuschlag nach der Höhe der Steuer bemessen

war. Die Mindestbeträge nach § 152 Abs. 5 AO sind in diesen Fällen unbeacht

lich.“

13. Nach Nummer 6.8 des AEAO zu § 171 wird folgende Nummer 6.9 eingerügt:

„6.9 Zur Anwendung des § 171 Abs. 10 AO bei Zinsbescheiden siehe AEAO zu

§ 239, Nr. 2.“

14. Der AEAO zu § 239 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

‚.2. Nach Ablauf der Festsetzungsfrist von einem Jahr können Zinsen nicht mehr

festgesetzt werden. Die für Folgebescheide geltende Ablaufliemmung nach

§ 171 Abs. 10 Satz 1 AO wird im Verhältnis vom Steuerbescheid zum Zins-

bescheid gemäß § 233a AO durch die speziellen Regelungen in § 239 Abs. 1

Sätze 1 bis 3 AO verdrängt. Ergeht hingegen ein Zinsbescheid als Folgebescheid

eines Zins-Grundlagenbescheids ( 239 Abs. 3 AO). endet die Festsetzungsfrist

rür den Zinsbescheid nach § 171 Abs. 10 Satz 1 AO nicht vor Ablauf von zwei

Jahren nach Bekanntgabe des Zins-Grundlagenbescheids (BFH-Urteil vom

16.1.2019, X R 30/17, BStBI II 5. 362). Wegen der Frist für die Festsetzung von

Aussetzungszinsen vgl. AEAO zu § 237. Nr. 4 (letzter Absatz). Der Anspruch

auf festgesetzte Zinsen erlischt durch Zahlungsverjährung ( 228 ff. AO), ggf.

aber auch schon früher mit dem Erlöschen des Hauptanspruchs ( 232 AO).“



Stlolo b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

4. Zur Anrechnung von Erstattungs- und Nachzahtungszinsen nach § 233a AO bei
der Festsetzung von Stundungs-, Hinterziehungs-, Prozess- und Aussetzungs
zinsen vgl. AEAO zu § 233a, Nrn. 65ff. und AEAO zu § 235, Nr. 5.1.2 und

5.2.2.“

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil 1 veröffentlicht.

Im Auftrag

Dieses Dokument “urde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeicirnet.


